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Geſetz⸗-Sammlung 
a für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 24. 


(Nr. 5082.) Geſetz wegen Verſchaffung der Vorfluth in den Bezirken des Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Coͤln und des Juſtizſenates zu Ehrenbreitſtein, ſowie in 
den Hohenzollernſchen Landen. Vom 14. Juni 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, nach Anhörung des Provinziallandtages der Rheinprovinz, mit Zus 
ſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


* 


Erſter Abſchnitt. 


Gemein ſame Beſtimmungen. 


F. 1. 


In den Bezirken des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln und des Juſtiz⸗ 
ſenates zu Ehrenbreitſtein, ſowie in den Vohenzolernſchen Landen, kann jeder 
Eigenthuͤmer, welcher fein Grundſtuͤck entwaͤſſern, oder Teiche und Seen ab— 
laſſen will, in Fällen des überwiegenden Landeskultur⸗Intereſfes verlangen, daß 
ihm gegen vollſtaͤndige Entſchaͤdigung das Servitutsrecht eingeraͤumt wird, das 
Waſſer von feinem Boden in offenen Gräben oder bedeckten Kanaͤlen (Röhren) 
durch fremde Grundſtuͤcke, welche fein Grundeigenthum von einem Waſſerlaufe 
oder einem anderen Abflußwege trennen, auf ſeine Koſten abzuleiten oder zu 
dieſem Ende vorhandene Graͤben und Fließe zu erweitern und zu vertiefen. 


H. 55 N 
Die Entwaͤſſerungsanlage darf nur an der Stelle des belaſteten „ 
u 


Jahrgang 1859. (Nr. 5082.) 44 ſtuͤck 
Ausgegeben zu Berlin den 7. Juli 1859. f 


* 
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ſtuͤcks ausgeführt werden, wo fie dem Eigenthuͤmer deſſelben unbeſchadet ihres 
Zweckes, am wenigſten laͤſtig iſt. Durch Gebäude, nebſt den damit in Verbin⸗ 
dung ſtehenden Hofraͤumen kann das Recht (F. 1.) gar nicht, durch Gärten 
und eingeſchloſſene Parkanlagen nur mittelſt bedeckter Kanaͤle oder Roͤhren aus⸗ 
euͤbt werden, infoweit es ſich nicht blos um Erweiterung und Vertiefung vor— 
5 5 offener Graͤben und Fließe handelt. b 


Einer vorhandenen gewerblichen Anlage darf durch die Entwaͤſſerungs— 
Anlage das zum Betriebe des Werkes in dem bisherigen Umfange nothwen⸗ 
dige Waſſer nicht entzogen werden. 


Eine Abänderung gewerblicher Anlagen, wodurch ihr Betrieb in dem 
bisherigen Umfange in anderer Weiſe moͤglich gemacht wird, muß ſich der Be— 
ſitzer gefallen laſſen. 9 


. 3. 5 


Der Eigenthuͤmer des von der Entwaͤſſerungsanlage, durchſchnittenen 
Grundſtuͤcks kann deren Mitbenutzung in Anſpruch nehmen. Daſſelbe Recht 
ſteht unter den Bedingungen des F. 1. auch den Eigenthuͤmern benachbarter 
Grundſtuͤcke zu. f 


Wer die Mitbenutzung in Anſpruch nimmt, muß einen verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
gen Beitrag zu den Koſten der Anlage und Unterhaltung, inſoweit er Nutzen 
davon zieht, leiſten, und die Koſten der in ſeinem Intereſſe etwa erforderlichen 
Abaͤnderung der Anlage allein tragen. 


Wenn die Servitut ſpaͤter den Eigenthuͤmer des belaſteten Grundſtuͤcks 
an nuͤtzlichen Verbeſſerungen hindert, oder ihn ſonſt mehr als Anfangs belaͤ⸗ 
ſtigt, ſo kann derſelbe eine Verlegung der Anlage an eine andere Stelle auf 
ſeine Koſten vornehmen, falls dadurch die Ausuͤbung der Servitut nicht we— 
ſentlich erſchwert wird. . 


§. 4. 


In Ermangelung guͤtlicher Einigung entſcheidet die Bezirksregierung — 
nach Anhoͤrung der Betheiligten und nach vorheriger Lokalunterſuchung durch 
ſachkundige Kommiſſarien — mit Ausſchluß des Rechtsweges durch einen mit 
Gruͤnden verſehenen Beſchluß: 


1) uͤber das Vorhandenſein der Bedingungen, unter welchen die in HH. 1—3. 
erwaͤhnten Rechte im Anſpruch genommen werden koͤnnen, uͤber den Ent⸗ 
waͤſſerungsplan, ſowie uͤber die Art und Weiſe der Ausfuͤhrung und 
ſpaͤteren Abaͤnderung der Anlagen; 


2) wenn mehrere Theilnehmer vorhanden find (. SE über den Beitrag 
* eines 


eines Jeden zu den Koſten der Anlage und deren Unterhaltung nach 
Verhaͤltniß des Vortheils; 


3) desgleichen uͤber die kuͤnftige Unterhaltung alter Waſſerlaͤufe, welche nur 
erweitert oder vertieft ſind. Wenn dabei die Unterhaltung demjenigen 
verbleibt, welcher den alten Waſſerlauf bisher zu unterhalten hatte, ſo 
muß bei Beſtimmung der ihm zu leiſtenden Entſchaͤdigung auch auf die 
mehreren ihm in der Folge zur Laſt fallenden Unterhaltungskoſten billige 
Ruͤckſicht genommen werden. 


Gegen die Entſcheidung der Regierung iſt binnen ſechs Wochen nach 
deren Zuſtellung an die Betheiligten Rekurs an das Miniſterium für die laͤnd⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten zulaͤſſig. g ’ 


ö Si 
Mit Vorbehalt der Berufung auf den Rechtsweg wird von der Bezirks⸗ 


Regierung die zu gewährende Entſchaͤdigung feſtgeſtellt, auf Grund einer 
Schaͤtzung durch Sachverftändige, a die RE ernennt, wenn fich die 
Betheiligten über deren Perſon nicht geeinigt haben. Inſofern die Betheiligten 
ſich nicht einigen, koͤnnen die ſachkundigen Kommiſſarien, welche die Unter⸗ 
ſuchung des Entwaͤſſerungsplanes bewirken, zugleich mit der Abſchaͤtzung der 
einge beauftragt werden, wenn die Regierung das für angemeffen 
erachtet. 

Die Regierung kann die Feſtſetzung der Entſchaͤdigung ausdruͤcklich fuͤr 
eine vorlaͤufige erklaͤren und eine naͤhere Feſtſtellung bis nach Beendigung der 
Anlage vorbehalten. Die naͤhere Feſtſtellung muß aber jedenfalls binnen Jah⸗ 
resfriſt nach Beginn der Arbeiten auf dem belaſteten Grundſtuͤck erfolgen. 


f Sie kann die Ausfuͤhrung der Anlage, der Berufung auf den Rechts⸗ 
weg ungeachtet, gegen Zahlung oder Depofition der vorläufig feſtgeſtellten Ent— 
ſchaͤdigung geſtatten. 

Entſteht uͤber die Exiſtenz oder den Umfang eines Rechtes, auf welches 
ein Widerſpruch oder ein Entſchaͤdigungsanſpruch gegruͤndet wird, Streit, ſo 
iſt bei Feſiſtellung der Entſchaͤdigung der bisherige Beſitzſtand oder auch das 
Maaß der Berechtigung, ſoweit ſolche nach dem Ermeſſen der Regierung nach— 
gewieſen iſt, vorbehaltlich des Rechtsweges, zum Grunde zu legen. 


Die Regierung kann aber auch in ſolchem Falle das weitere Verfah⸗ 
ren fo lange ausſetzen, bis darüber von den Gerichten rechtskräftig entſchie— 
den iſt. ; 


6 


g 8 . 
Gegen das Reſolut der Regierung, welches die Entſchaͤdigung fefiftellt, 
(Nr. 5082.) 44” iſt 
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iſt binnen ſechs Wochen nach der Zuſtellung an die Betheiligten die Betre⸗ 
tung des Rechtsweges bei dem ordentlichen Gericht der belegenen Sache zu⸗ 
laͤſſig. Wird innerhalb dieſer Friſt die Klage von der einen Partei beim Ge⸗ 
richt angeſtellt, fo kann die Gegenpartei im Wege der Widerklage die Abaͤn⸗ 
derung der Entſcheidung der Regierung auch ihrerſeits noch nach Ablauf von 
ſechs Wochen geltend machen. 


H. 7. 


Wenn durch eine Entwaͤſſerungsanlage Grundstücke in den Bezirken 
mehrerer Regierungen betroffen werden, ſo beſtimmt das Miniſterium fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, welche Regierung das Verfahren zu lei⸗ 
ten und die Entſcheidungen abzufaſſen hat. 


§. 8. 


Die Koſten des Verfahrens der Verwaltungsbehoͤrde werden ebenſo auf- 
gebracht, wie die Koſten der Anlage. Die Koſten der Rekurs⸗Inſtanz, ſowie 
des gerichtlichen Verfahrens, treffen den unterliegenden Theil nach Verhaͤltniß 
der Sukkumbenz. N 


H. 9. 


Das Geſetz, betreffend das für Entwaͤſſerungsanlagen einzufuͤhrende Auf: 
gebots⸗ und Praͤkluſions⸗Verfahren vom 23. Januar 1846. (Gefeß-Sammlung 
S. 26.) wird in den Bezirken des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln und des 
Juſtizſenates zu Ehrenbreitſtein, ſowie in den Hohenzollernſchen Landen fuͤr an⸗ 
wendbar erklaͤrt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen fuͤr die Hohenzollernſchen Lande. 


$. 10. 


Ruͤckſichtlich der Hohenzollernſchen Lande ſollen die in den Abfchnitten 

X. ($$. 23 — 27. einſchließlich), XI. (§. 28.) und die in den daſelbſt unter 
Nr. 6. bezogenen Abſchnitten II. (§§. 5 — 7. einſchließlich), III. ($. 8.) und 
IV. (F. 9.) enthaltenen Vorſchriften der Muͤhlen-Ordnung für das Fuͤrſten⸗ 
thum Hohenzollern-Sigmaringen vom 8. November 1845. (Geſetz⸗Sammlung 
für 
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für daſſelbe Bd. VII. S. 157. ff.), ſoweit ſie dort noch Guͤltigkeit haben und 
mit dem gegenwaͤrtigen Geſetze nicht im Widerſpruch ſtehen, fortan auch in 
dem Gebiete des Fuͤrſtenthums Hohenzollern⸗Hechingen Anwendung finden. 


” Ein Abdruck dieſer Vorſchriften iſt dem gegenwaͤrtigen Geſetze beigefuͤgt. 


$. 11. 
g 
In Anſehung der Raͤumung der Graͤben und anderer Waſſerabzuͤge 
werden die Beſtimmungen der Muͤhlen⸗Ordnung vom 8. November 1845. da⸗ 
bin erweitert, daß überhaupt Jeder, welchem die Unterhaltung eines Grabens 
oder Waſſerabzugs obliegt, zu deſſen Auskrautung oder Raͤumung polizeilich 
angehalten werden kann, ſobald aus der Vernachlaͤſſigung derſelben, oder aus 
Mangel an der erforderlichen Tiefe, Nachtheil fuͤr die Beſitzer anderer Grund⸗ 
ſtücke oder nutzbarer Anlagen, oder auch für die Geſundheit der Anwohner 
entſteht. 
, Die Beſtimmung, wann und wie die Auskrautung oder Raͤumung be⸗ 
wirkt werden ſoll, gehoͤrt dabei lediglich zur Kognition der Polizeibehoͤrden, und 
jeder Unterhaltungspflichtige muß ſich derſelben unbedingt unterwerfen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 14. Juni 1859. 


(I. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fuͤrſt zu Hohenzollern Sigmaringen. Flottwell. v. Auerswald. 
v. 


d. Heydt. Simons. v. Schleinitz. v. Bonin. v. Patow. 
Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann-Hollweg. 


(Nr. 5082.) Muͤhl⸗ 


A 


Mühl: Ordnung 
für das Fürſtenthum Hohenzollern: Sigmaringen. 


ꝛc. X. 


X. Von den zum Treiben der Werke dienenden Gewäffern. 


F. 23. 


Diejenigen Gewaͤſſer, Fluͤſſe, Bäche, Kanäle, Teiche und ſonſtige Waſſer⸗ 
behaͤlter, welche beftimmt find, Mühlen zu treiben, ſtehen unter beſonderer po⸗ 
lizeilicher Aufficht, und ohne obrigkeitliche Erlaubniß dürfen von keiner Seite 
Aenderungen in den beſtehenden Einrichtungen getroffen werden. ö 


H. 24. 


Die Muͤller ſollen die zum Treiben ihrer Muͤhle dienenden Gewaͤſſer nur 
in der Art und Ausdehnung benutzen, als ſie dazu berechtigt ſind. 


Die Benutzung des Waſſers darf niemals zum Nachtheile des Guͤterbe— 
ſitzers und der Gewerbsberechtigten, die im Waſſerbereiche des Muͤhlenwaſſers 
liegen, ausgedehnt werden. Auch die rechtsbegruͤndete Benutzung des Waſſers 
von Seiten des Müllers ſoll, fo viel thunlich, dergeſtalt geſchehen, daß die uͤbri— 
gen Betheiligten denjenigen Vortheil vom Waſſer ziehen konnen, der unbeſchadet 
des Gewerbsbetriebes des Muͤllers moͤglich iſt. 


H. 25. 


Wenn die Vortheile der Müller und das Intereſſe der übrigen Bethei⸗ 
ligten in eine folche Kollifion kommen, daß ein Theil nachſtehen muß, ſo iſt 
vorerſt auf die vorliegenden Privatrechts verhaͤltniſſe zu ſehen und hiernach von 
der kompetenten Behoͤrde zu entſcheiden. 


Sind keine privatrechtlichen Titel vorhanden, ſo entſcheidet die Polizei— 
behoͤrde daruͤber, ob das Intereſſe des Muͤllers oder der anderen Betheiligten 
den Vorzug verdiene, und beſtimmt zugleich nach billigem Ermeſſen die Ent⸗ 
ſchaͤdigung, welche ein Theil dem anderen zu leiſten hat, wenn nach Befund 
der Umſtaͤnde eine ſolche Entſchaͤdigung überhaupt ſtattſindet. 

a H. 20. 


Wenn ein Müller glaubt, in der rechtlichen Benutzung feines Waſſers 
beeintraͤchtigt oder beſchraͤnkt zu ſein, ſo darf er eigenmaͤchtig die ihm entgegen⸗ 
ſtehenden Hinderniſſe nicht entfernen, ſondern muß ſich deshalb an die ihm vor— 
geſetzte Polizeibehoͤrde wenden. N 


‚Diejenigen, welche an einem Muͤhlenwaſſer beguͤtert ſind, duͤrfen auch 
von ihrer Seite keine Handlung eigenmaͤchtig vornehmen, durch welche die Muͤhle 
in ihrem Gange beeinträchtigt werden könnte. & 


$. 27. 


In Anwendung obiger Grundſaͤtze auf einige ihrer Beſchaffenheit nach 
beſonders bemerkenswerthe Faͤlle werden folgende Vorſchriften gegeben: 


1) Das Waͤſſern aus Fluſſen, Baͤchen, Gräben und Teichen, aus welchen 
Muͤhlen das erforderliche Waſſer ſchoͤpfen, darf nicht zum Nachtheil bes 
rechtigter Muͤhlen geſchehen, und die Muͤller duͤrfen das Waͤſſern denen 
dazu berechtigten Gutsbeſitzern nicht eigenmaͤchtig wehren. 83 

Es ſollen daher da, wo Kolliſionen und Streitigkeiten deshalb zu 
50 find, eigene polizeiliche Vorſchriften für die Waͤſſerung erlaſſen 
werden. 5 112 

2) Die Fluͤſſe, Kanaͤle und Rinnen, welche das Waſſer zu den Muͤhlen 
führen, ſollen ſtets rein gehalten und zu gehöriger Zeit geputzt und aus— 
gehoben werden. 

Auch hieruͤber muß die Lokal- und Bezirksbehoͤrde die erforderli⸗ 
chen Anordnungen treffen, und in ſolchen die wechſelſeitigen Berechtigun— 
| gen und Intereſſen nach Recht und Amtspflicht zu vereinigen fuchen. 

J) Kein Muͤller darf eigenmaͤchtig den Mühlbach abſchlagen, es ſei unter 
welchem Vorwand es wolle. l 
Wenn ſolches außergewoͤhnlicher Weiſe noͤthig wird, ſo hat die 

Polizeibehoͤrde die erforderlichen Anordnungen zu treffen, und uͤber den 

Vollzug zu wachen. 


4) Die Muͤhlbaͤche und Waſſerleitungskanaͤle muͤſſen allenthalben das normal: 

maͤßige Profil haben. f 0 

Die Bezirkspolizeibehoͤrden erlaſſen darüber die erforderlichen In— 
ſtruktionen. 


5) Der Muͤller darf das Waſſer nicht uͤber die Gebuͤhr hemmen oder ſpan⸗ 
nen, ſondern muß demſelben den freien Lauf ſoweit laſſen, als er nicht 
berechtigt iſt, daſſelbe zuruͤckzuhalten. 

Das Weitere kommt unter F. 28. bei dem Eichpfahl vor. 
(Nr. 5082.) 6) Wenn 
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6) Wenn ein Muͤller das Waſſer geſpannt hat, und er es ſodann noͤthig 
findet, die Waſſermaſſe ganz oder zum Theil wieder frei fließen zu laſſen, 
ſo darf er dies nicht ploͤtzlich ins Werk ſetzen, falls fuͤr einen unteren 
Müller oder für ſonſt Betheiligte nachtheiliger Effekt entſtehen koͤnnte, 
ſondern die Ablaſſung muß nach und nach geſchehen. 


Wenn durch ploͤtzliches Ablaſſen Schaden geſchieht, ſo muß er 
dieſen verguͤten, und er wird noch geſtraft. 


7) Es darf weder uͤber der Muͤhle, noch unter derſelben eine Vorrichtung 
in den Waſſerkanal eingelegt werden, durch welche das Waſſer geſpannt 
und deſſen Geſchwindigkeit oder Gefaͤll vermindert wird. 


8) Wenn es nöthig wird, eine Mühle fill ſtehen zu machen, ſo darf dieſes 
nicht durch gänzliche Hemmung des Waſſers geſchehen, ſondern es iſt 
dieſer Stillſtand nach den Regeln der Kunſt alſo zu bewirken, daß das 
Waſſer ſeinen gleichen ungehinderten Abfluß habe. 


9) Wenn eine Mühle Mangel an Waſſer leidet, fo iſt der Bedacht darauf 
zu nehmen, daß alles dasjenige Waſſer, was unbeſchadet der Rechte 
dritter Perſonen in den Muͤhlbach geleitet werden kann, dahin gefuͤhrt 
werde. 


Die betreffenden Polizeibehoͤrden ſollen beſonders da, wo das In⸗ 
tereſſe der Konſumenten eine Verbeſſerung der Muͤhle erfordert, den 
Muͤllern mit aller möglichen Beihuͤlfe an Handen gehen. 


10) Wie in einem Muͤhlbach ein disponibles Gefaͤll vorhanden iſt, oder das 
Gefaͤll ohne Nachtheil vermehrt werden kann, ſoll ſolches unter Aufſicht 
der Polizeibehoͤrde zum Vortheil aller derjenigen Muͤhleneigenthuͤmer, die 
ſich dem Unternehmen anſchließen, vollzogen werden Fönnen.. 


11) Aus keinem Fluß, oder Bach, oder Muͤhlengraben darf ein Ableitungs— 
kanal konſtruirt werden, ohne vorhergegangene genaue hydrotechniſche 
Pruͤfung aller Umſtaͤnde und polizeiliche Erlaubniß. 


12) Wo ein Haupt⸗Ableitungskanal aus einem größeren Fluß eingerichtet“ 
wird, oder ſchon beſteht, alſo daß er mehrere Gewerbe treibt und ſich 
durch mehrere Bezirke ergießt, da ſteht derſelbe unter der Oberaufſicht 
der Landesregierung. Dieſelbe hat eine genaue Inſtruktion zu ertheilen 
über die Art, wie das ganze Syſtem eines ſolchen Kanals behandelt wer⸗ 
den ſoll, damit diejenigen Bezirke, durch welche ſich derſelbe ergießt, kei— 
nen Schaden leiden, und ſowohl die daran zu errichtenden Gewerke als 

die Guͤterbeſitzer den moͤglichſten Vortheil daraus ziehen. 
Wo dermalen ſchon Hauptkanaͤle beſtehen, ſollen die etwa früher 


ergangenen Inſtruktionen revidirt, verbeſſert und diejenigen Einrichtungen 
getroffen werden, welche den Vollzug ſichern. 


13) Wo in einein Fluß oder Bach Floͤßerei oder Fiſcherei betrieben wird, 
ſollen beſondere Regulative deshalb von den betreffenden Behoͤrden ent— 
worfen 
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worfen werden, inſofern die gegenwaͤrtig beſtehenden nicht genuͤgen, oder 
deshalb Streitigkeiten beſtehen. 


Wenn das Waſſer in einem Muͤhlbach eine ſolche ungewoͤhnliche 
Höhe erreicht hat, daß es nicht nur die Eiche, ſondern auch das Ufer⸗ 
gelaͤnder uͤberſteigt, und eee die Uebereiche allein nicht abgewen⸗ 
det werden kann, fo ift der Miller ſchuldig, nach Umſtänden nicht nur 
den Leerlauf, ſondern auch ſaͤmmtliche Mühlſchuͤtzen zu ziehen; da wo 
um en im Einlaßwehr beſteht, ift das Oeffnen derſelben mit: 
egriffen. 4 


Da in den meiſten Fällen die Oeffnung der Fluthſchleuſe, bei 
zweckmaͤßiger Einrichtung, zu Abwendung der Ueberſchwemmungen hin⸗ 
reicht, ſo ſoll ein jedes Muͤhlwehr, welches neu erbaut oder von Grund 
aus reparirt wird, mit einer oder nach Erforderniß mit mehreren Fluth⸗ 
ſchleuſen verſehen werden, deren Schwellen in der Ebene der verglichenen 
Bachſohle liegen muͤſſen. 


Die Bezirkspolizei⸗Obrigkeit beſtimmt die Art, wie dies geſchehen 
muß, und den Betrag der etwa dem Muͤller zu gebenden Entſchaͤdigung. 


XI. Von dem eigentlichen Waſſerbau der Muhle, der Eiche und 
dem laufenden Geſchirr. 


H. 28. 


Der Waſſerbau einer jeden Muͤhle muß nach den Regeln der Kunſt alſo 
konſtruirt ſein, daß mit ſeiner Beihuͤlfe die fuͤr eine Muͤhle disponible Waſſer⸗ 
menge dergeſtalt in Thaͤtigkeit geſetzt wird, daß dadurch die größtmöglichfte 
Wirkung auf die Bewegung des Muͤhlwerks hervorgebracht, und gleichzeitig 
dem Waſſer der moͤglichſt freie Lauf gelaſſen wird. 


Aus dieſem oberſten Grundſatz folgen für die Konſtruktion der einzelnen 
Theile des Waſſerbaues und deren Benutzung folgende Regeln: 


1) Der Roſt des Waſſerbaues iſt vollkommen wagrecht zu halten. Der 
Fachbaum muß mit der Schwelle buͤndig laufen und darf nicht aufge- 
füttert fein; er muß genau nach der Eiche mit Zugabe des Zehr- oder 
e fo eingelaſſen werden, daß er nicht in die Höhe gekeilt wer- 

en kann. 


2) Auf die Wehrbaͤume, Schwellen, Schutz- und Stellbretter darf kein Auf- 
ſatz gemacht werden. 


3) Bei jeder Muͤhle muß ein Eichpfahl (Eiche) vorhanden ſein. Dieſer 
Eichpfahl hat die Abſicht, den hoͤchſten Stand des Waſſerſpiegels zu be⸗ 
zeichnen, auf den der Muͤller das Waſſer in dem Muͤhlenkanal ſpannen 
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darf, ohne daß dadurch Verletzung wohlerworbener Rechte anderer Be⸗ 
theiligten veranlaßt wuͤrde. i 


Er muß an einer Stelle errichtet ſein, wo er leicht beobachtet 
werden kann. * 


4) Jede von dem Muͤller bewirkte Veraͤnderung dieſer Werke iſt verboten, 
und wird beſtraft. Es darf ſich auch keine andere Perſon eine Veraͤn⸗ 
derung des Eichpfahls beigehen laſſen. 


5) Sobald eine Veränderung des Eichpfahls, es mag dieſelbe durch zu: 
faͤlliges Verruͤcken, Beſchaͤdigen, Beugen, Verſenken, Emporheben, Ver⸗ 
ſchlammen oder Vertiefen des Kanalbettes geſchehen ſein, muß der 
Muͤller ſogleich Anzeige davon an die Polizeibehörde erſtatten. 


Er darf für ſich keine Arbeit an demſelben machen laffen und 
wuͤrde auch dadurch nur der vorher beſtandene Zuſtand deſſelben hergeftellt. 


6) Jede Handlung, welche mit dem Eichbaum vorgenommen wird — es 
mag ſolche in Verſetzung, Ausbeſſerung, Berichtigung oder neuer Ein⸗ 
richtung beſtehen — ſoll unter Aufſicht der Obrigkeit mit Beobachtung 
der oben Hö. II., III. und IV. gegebenen allgemeinen Vorſchriften vor⸗ 
genommen, und daruͤber unter Zuziehung aller Intereſſenten ein Proto⸗ 
koll verfaßt werden. Dieſes Protokoll iſt in dreifacher Urſchrift auszu⸗ 
fertigen. Eine Urſchrift wird bei den Amtsakten aufbewahrt, die zweite 
wird bei den Akten der betreffenden Gemeinde regiſtrirt. Die dritte 
Urſchrift wird dem Muͤller oder Muͤhleneigenthuͤmer zugeſtellt. Jeder 


der uͤbrigen Intereſſenten hat das Recht, auf ſeine Koſten eine Abſchrift 


des Protokolles zu verlangen. 


7) Der Eichpfahl und die an demſelben befindlichen Werke oder Bezeich— 


— 


nung des Waſſerſpiegels muß nach den Regeln der Kunſt und nach 


den beſonderen Vorſchriften der Experten höchft genau und alſo her⸗ 
geſtellt werden, daß derſelbe moͤglichſt feſt gegen gewaltſames Einwirke 
und Zerſtoͤren durch Zeit und natürliche Gewalt gefichert ift. ER 


Er ift auf einen ausgepflafterten Roſt zu ſtellen und zu verbuͤrgen. 
Im Falle deſſen Kopf die wirkliche Eiche bezeichnet, iſt dieſer mit einer 
eiſernen, unverruͤckbaren Kappe zu verſehen. 


Da wo ein Eichpfahl nicht ſchicklich angebracht werden kann, wird unter 
der unten bei Nr. 9. folgenden Bedingung geſtattet, an dem Mühlen: 
gebaͤude oder am Waſſerbau ein leicht bemerkbares Zeichen anzubringen. 
Die Stelle darf aber an ſich ſelbſt nicht wandelbar und muß ſo be⸗ 
ſchaffen ſein, daß eine zufaͤllige oder abſichtliche Veraͤnderung nicht leicht 
moͤglich iſt. f g 

Solche Stellen ſind da vorhanden, wo die Landfeſten oder das 
Muͤhlengebaͤude ſelbſt von Quadern errichtet iſt. 


8 


— 


9) Da: 
* a € 
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9) Damit bei entſtehenden Streitigkeiten, bei erfolgter Verruͤckung der Eiche, 
oder in dem oben unterſtellten Fall, des Eichpfahls wahrer rechts⸗ 
begründeter Stand und der ‚richtige Waſſerſpiegel deſto leichter und 
ſicherer wieder gefunden werden koͤnne, iſt es raͤthlich und fuͤr die Be⸗ 
willigung unter Nr. 8. unerläßlich, durch genaue Abwaͤgung Ruͤckmarken 
an ſolchen Stellen zu beſtimmen, welche naturlich feſt und von dem 
Muͤhlwerke ganz unabhängig find, ſomit den Waſſerſpiegel zu beur⸗ 
kunden und daruͤber die Nr. 6. angegebenen Protokolle zu verfaſſen. 


10) Es iſt zwar zu unterſtellen, daß die Muͤller ihres eigenen Vortheils 
wegen darauf denken werden, daß die Waſſerraͤder der Mühle ſtets in 
gehoͤrigem Stand erhalten werden, mithin kein Mangel an den Schau⸗ 
feln, Kuͤbeln u. ſ. w. bemerklich ſein werde. Man will aber dieſelben 
nicht allein hierauf beſonders aufmerkſam, ſondern auch verbindlich 
machen, dafuͤr zu ſorgen, daß die Konſtruktion der Waſſerraͤder, die 
Breite der Betteriche, die Richtung der Kübel bei oberfchlächtigen 
Mühlen in richtigem Verhaͤltniß zum Getriebe der Muͤhlen ſtehen, und 
daß dieſelben ſtets in gehoͤrigem Stand erhalten werden. 


11) Eine beſondere Aufmerkſamkeit erfordern die Gerinne oder Betteriche. 
Dieſe müffen nicht allein in gehbrigem Verhaͤltniß zur Breite der 
Waſſerrader errichtet fein, ſondern es muß auch das ganze Gerinne feſt 
verdiebelt ſein, damit nicht zu viel Waſſer durchſeigere und verloren gehe. 


12) Das Naͤmliche gilt von den Rinnen, welche das Waſſer auf die ober⸗ 
ſchlaͤchtigen Waſſerraͤder zu fuͤhren pflegen. Dieſe ſollen ſtets in gutem 
Stand erhalten werden, damit nicht zu viel Waſſer unbenutzt bleibe. 

13) Radſtuben ſollen alsdann bedeckt und eingewandet konſtruirt werden, 
wenn es nach dem Ermeſſen der Polizeibehoͤrde erforderlich iſt, eine 
Muͤhle gaͤnzlich gegen das Erfrieren zu ſichern. f 


Wo ein ſolcher Fall eintritt, da find zugleich die erforderlichen 
Maaßregeln vorzukehren, damit die Abwendung des Froſtes auf eine 
ſolche Art geſchehe, daß keine Gefahr vom Feuer zu fuͤrchten iſt. 


Wo dieſe Nothwendigkeit der Sicherung gegen das Erfrieren der 
Muͤhlraͤder nicht eintritt, oder vergeblich ſein wuͤrde, da bleibt es dem 
Muͤller uͤberlaſſen, entweder eine Radſtube zu errichten oder ſonſt vor— 
zukehren, was er für vortheilhaft hält. 


14) Es iſt zweckmaͤßige Vorſicht anzuwenden, damit nicht durch das An⸗ 
ſpuͤlen des Waſſers am Muͤhlengebaͤude beim Durchfließen durch die 
Betteriche, in welchen ſich die Raͤder bewegen, Schaden geſchehe. 
Auspflaſtern dieſes Gerinnes unter dem Bohlengeruͤſt und ſorgſame 
Konſtruktion der Fundamente und Mauern des Muͤhlengebaͤudes und 
des Waſſerbaues wird die noͤthige Sicherheit gewähren. 5 


15) Bei jeder Muͤhle muß der Waſſerbau ſo konſtruirt ſein, daß derjenigen 
Waſſermaſſe, welche der Muͤller nach Winde Eichpfahl für ſich nicht 1 
(Nr. 5082.) i * 5 e⸗ 


„„ 


benutzen und daher nicht aufzuhalten berechtigt iſt, der gehoͤrige unge⸗ 
ftörte Abfluß gelaſſen, und auch für den Fall uͤbergroßen Waſſers dem⸗ 
ſelben der 1 freie Lauf geſichert ſei. Im Winter iſt der Müller 
ſchuldig, dieſe Leerlaͤufe und Abzugsrinnen von Eis frei zu halten, 
damit das Waſſer nicht dadurch gehemmt werde. 


II. Von Veränderung, Erweiterung und Reparation 
beſtehender Muͤhlen. 


H. 5. 


An bereits beſtehenden Muͤhlen und den damit in Verbindung ſtehenden 
Waſſerleitungen darf keine weſentliche Veranderung ohne vorgängige Anzeige 
bei dem Bezirksamte und eingeholte Genehmigung der Landesregierung 
weder von dem Beſitzer und Eigenthuͤmer der Muͤhle, noch von anderen Per: 
ſonen vorgenommen werden. 


H. 6. 


Als weſentliche Veraͤnderungen ſind folgende Faͤlle zu betrachten: 


a) jede Zuleitung oder Ableitung des Waſſers aus einem Fluß oder Bach, 
welcher vorher nicht zum Betrieb beſtehender Muͤhlen oder anderer 
Werke benutzt worden iſt; N 


b) jede Veraͤnderung der Ufer des Muͤhlbachs, welche nicht auf normal⸗ 
maͤßige Raͤumung (Saͤuberung) deſſelben Bezug hat; 

c) jede neue Aufdammung oder Veränderung einer beſtehenden derartigen 
Einrichtung an den Ufern der Muͤhlbaͤche; 


d) jede Veraͤnderung des Einlaßwehrs oder der Einlaßſchleuſe, des Ueber— 
fallwehrs, oder der Uebereiche und des Leerlaufs, ſowohl ruͤckſichtlich der 
Hoͤhe, als der Lichtweite; | 


e) jede Veränderung am Eich⸗ und Mahlpfahl; 


1) jede Veraͤnderung am Fachbaum und der Stichbruͤcke oder Stich— 
pritſche; 


8) jede Errichtung eines neuen Mahlgangs, ſie mag durch Vorgelege oder 
durch Einſetzen eines neuen Waſſerrades geſchehen; 


h) . einer Mahlmuͤhle in eine Mühle für ein anderes Ge— 
werbe. f 


K. 7. 


K. 7. 


Hingegen iſt jede Verbeſſerung des laufenden Geſchirrs und des gehen— 
den Zeuges der Mühle, fie möge in der Vervollkommnung des Ganzen oder 
einzelner Theile deſſelben beſtehen, gleich gewöhnlichen Reparationen anzuſehen. 


III. Wie derherſtellung der Muͤhlen und der dazu gehoͤrigen 
Waſſerwerke. 


$. 8. 


„Wird eine Mühle wegen Baufälligkeit neu erbaut oder von einer Stelle 
auf eine andere verſetzt, wird ein baufaͤlliger Waſſerbau entweder ganz oder 
theilweiſe neu hergeſtellt, ſo kann dies nur nach eingeholter Erlaubniß der 
Landesregierung geſchehen, welche dafuͤr Anordnungen zu treffen hat, daß 
keine Veraͤnderung des vorherigen Rechtszuſtandes ſtattfindet. 


IV. Oeffentliche Verkündung der nachgeſuchten Anlagen neuer 
Muͤhlen und der beabſichtigten Veraͤnderungen an Muͤhlen. 


§. 9. 


„ Damit die in I. und II. genannten Unternehmungen in Zeiten zur Kennt⸗ 
niß der Betheiligten kommen, muß das Vorhaben eines ſolchen Unternehmens 


mit Anberaumung einer Friſt zur Anmeldung der etwaigen Einwendungen oͤffent⸗ 
lich verkuͤndet werden. 


Dieſe Verkuͤndung ſoll nicht nur in das Verordnungs⸗ und Anzeige: 
blatt aufgenommen werden, ſondern auch auf die jeden Orts herkömmliche 
Weiſe in der betreffenden Gemeinde und in denjenigen inlaͤndiſchen Gemeinden 
geſchehen, welche mit ihren Markungen an die Markung der fraglichen Ge⸗ 
meinde angrenzen. 


Wenn dabei Territorial⸗Verhaͤltniſſe in Betracht kommen, fo heat das 
Bezirksamt hieruͤber beſondern Bericht an die Landesregierung zu erſtatt en. 


Die geſchehene Verkuͤndigung iſt urkundlich zu den Akten zu beſchen gigen. 
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(Nr. 5083.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 11. Juni 1859,, betreffend das Erſatzweſen der 
Marine. 


Eiverſanden mit dem, gemeinſchaftlich von den Miniſtern des Innern, für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, des Krieges und von der Admiralitaͤt 
erſtatteten Berichte vom 31. Mai d. J. will Ich dem Erlaſſe vom 4. April 
1854., betreffend das Erſatzweſen der Marine, inſoweit derſelbe mit der von 
Mir unterm 9. Dezember v. J. genehmigten Militair⸗Erſatz⸗Inſtruktion nicht 
in Widerſpruch ſteht, eine weitere Guͤltigkeit auf drei Jahre geben. 


Mein gegenwärtiger Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur allge: 
meinen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 11. Juni 1859. 
Im Namen Seiner Majeſtät des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Flottwell. v. d. Heydt. v. Bonin. Schroͤder. 


An die Minifter des Innern, für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten, des Krieges und an die Admiralität. 


(Nr. 5084.) 
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(Jr. 5084.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Juni 1839, betreffend die Veranſtaltung einer 
neuen amtlichen Ausgabe des Strafgeſetzbuchs. 


Au Ihren Bericht vom 6. Juni d. J. genehmige Ich, daß die Beſtimmun⸗ 
gen des Geſetzes vom 30. Mai d. J. (Geſ. Samml. S. 320.) in einer neuen 
Ausgabe des Strafgeſetzbuchs an die Stelle der dadurch abgeänderten Vor⸗ 
ſchriften deſſelben aufgenommen werden, und beſtimme zugleich, daß die Ges 
richte und Verwaltungsbehoͤrden in ihren Entſcheidungen und Verfuͤgungen nur 
auf die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs und nicht auf das erwähnte Spe— 
zialgeſetz Bezug zu nehmen haben. 


Dieſe Meine Order iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 14. Juni 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
| Simons. 


An den Juſtizminiſter. 


(Fr. 5085.) Bekanntmachung der Miniſterial-Erklaͤrung vom 22. Juni 1859., betreffend die 
Erweiterung des Artikels 16. der zwiſchen Preußen und dem Koͤnigreiche 
Sachſen abgeſchloſſenen Uebereinkunft zur Befoͤrderung der Rechtspflege 


14. Oktober uni 498 
vom 30 Giopember 1839. Vom 29. Juni 1859. 


wiſchen der Koͤniglich Preußiſchen und der Koͤniglich Saͤchſiſchen Regierung 


iſt in Erweiterung des Artikels 16. der Uebereinkunft zur Befoͤrderung der 
> ober 


Rechtspflege vom 30. Noödember 1839. (Geſetz-Sammlung S. 353.) die nach⸗ 
ſtehende Vereinbarung getroffen worden: 


„Die Errichtung von Agenturen fuͤr den Geſchaͤftsbetrieb einer Ver— 
ſicherungs-Anſtalt in dem anderen Lande iſt als ein Etabliſſement der 
im Artikel 16. der Uebereinkunft gedachten Art anzuſehen, und die von 
der Anſtalt mit Unterthanen dieſes Staats oder uͤber dortige Verſicherungs⸗ 
Objekte abgeſchloſſenen Verſicherungsvertraͤge ſind den hinſichtlich dieſes 
Etabliſſements eingegangenen Verbindlichkeiten beizuzaͤhlen.“ 

(Nr. 50845085.) b Dem 
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Dem zur Urkund iſt vorſtehende Erklaͤrung ausgefertigt worden, und ſoll 
dieſelbe nach erfolgter Auswechſelung gegen eine uͤbereinſtimmende Erklarung 
des Koͤniglich Saͤchſiſchen Miniſteriums oͤffentlich bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 22. Juni 1859. N 
Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
(. S.) v. Schleinitz. 


Bir Minifterial » Erklärung, wird, nachdem fie gegen eine üͤberein⸗ 
ſtimmende Erklärung der Königlich Sächſiſchen Miniſterien der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten und der Juſtiz vom 15. Juni d. J. ausgewechſelt worden iſt, 
hierdurch bekannt gemacht. J 


Berlin, den 29. Juni 1859. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Schleinitz. 1 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Kofbuchbruderei 
(R. Decker), 


